
Die Erstellung eines Regierungsprogramms erfordert im Falle einer Koali­
tionsregierung eine Einigung über die wichtigsten Punkte der Regierungs­
politik. Nach zur Zeit geltender Regelung findet eine solche Einigung, sieht 
man vom ausse npolitischen Bereich ab, nicht stat t. BATLINER37 macht 
geltend, dass dies e gegenseitige Ungebundenheit an parteipolitische Pro­
gramme sowohl der Mehrheit als auch der Minderhe it in der Koalition 
grösstmögliche Freiheit verschaffe und dem Wettbewerb der Parteien 
Grundlage und Antrieb gebe. Durch die Schaffung eines gemeinsamen Re­
gierungsprogramms wäre eine Eineng ung diese s Gestaltungsspielraums 
hinzunehmen. Eine zielgerichtete, längerfristige und mit dem Parlament ab-
geprochene Planung der wicht igsten Staatstätigkeiten ist in der heutige n 
Lage indessen derart im perativ, dass diese Nach teile in Kauf genommen 
werden müssen. Es ist zudem nicht auszuschliessen, dass die Ausarbeitung 
eines gemeinsamen Programmes den engeren Zusammenschluss der 
Regierung bewirkt, die Regierungspolitik etwas von den Wahlkampfpapie­
ren der Parteien loslöst und dadurch auch den Zusammenhalt des Parla­
ments, den Korpsgeist des Landtages, fördert.38 

Im Landtag wird das Regierungsprogramm diskutiert und beurteilt; es 
findet ein «politisches Führungsgespräch»39 über den künft igen Kurs des 
Landes statt. Durch die Erfüllung dieser zweifellos anspruchsvollen Auf­
gabe gelänge es den Abgeordneten besser, ihre Mitverantwortung an der 
Staatsleitung wahrzunehmen und die Politik für die Öffentlichkeit transpa­
renter zu machen.40 

Eine laufende Kontrolle der Realisierung des Programms kann dadurch 
erreicht werden, dass die Regierung in jeder Botschaft an den Landtag das 
Verhältnis zu den Regierungsrichtlinien und zum Finanzplan erläutert und, 
wo nötig, Abweichungen begründet. Im jährl ichen Rechenschaftsbericht 
oder alle zwei Jahre hat die Regierung über den Stand der Verwirklichung 
des Regierungsprogramms zu berichten. 

37 BATLINER, Parlament, 150. 
38 G. M. Abg. Josef Frommelt (Befragung); vgl. RKLIN, Entwurf, 113. 
39 BB11986 ü 12; vgl. RKLIN, Entwurf; 5,148. 
40 Ein Schritt in diese Richtung wurde bereits einmal gemacht. So gab die neugewählte Regie­

rung beispielsweise am 18. September 1945 vor dem Landtag eine Regierungserklärung (mit 
allerdings sehr allgemein gehaltenen Zielsetzungen) ab. Der Landtag nahm davon ohne 
Diskussion in zustimmendem Sinne Kenntnis (LVa v. 19.9.1945; LVB1 v. 2 0.9.1945). 

366 


